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Bundesverwaltungsgericht, Beschluss v. 15.8.2019 – BVerwG 1 C 32.18

  

Das Bundesverwaltungsgericht hat den Gerichtshof der Europäischen Union zur Klärung von Fragen zum
Begriff des „Familienangehörigen“ im Sinne des Art. 2 Buchst. j der Richtlinie 2011/95/EU (sog.
Anerkennungsrichtlinie) angerufen.

 

Sohn war zum Zeitpunkt des Asylgesuches minderjährig

Der Kläger ist ein afghanischer Staatsangehöriger. Er begehrt die Zuerkennung des subsidiären
Schutzstatus. Seinem am 20.4.1998 geborenen Sohn, der bereits im Jahr 2012 in die Bundesrepublik
Deutschland eingereist war, wurde im Mai 2016 vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(Bundesamt) der subsidiäre Schutzstatus zuerkannt. Der Kläger reiste im Januar 2016 mit weiteren
Kindern in das Bundesgebiet ein. Im Februar 2016 suchte er um internationalen Schutz nach. Sein
förmlicher Asylantrag datiert vom 21.4.2016. Im Dezember 2016 lehnte das Bundesamt den Antrag ab.

Das Verwaltungsgericht hat die Beklagte verpflichtet, dem Kläger auf der Grundlage des § 26 Abs. 5 i.V.
mit Abs. 3 Satz 1 AsylG als Elternteil eines minderjährigen ledigen Schutzberechtigten den subsidiären
Schutzstatus zuzuerkennen. Hierfür genüge, dass der Sohn zum Zeitpunkt des Asylgesuches des Klägers
minderjährig gewesen sei.

 

BVerwG sieht unionsrechtlichen Klärungsbedarf

Der 1. Revisionssenat des BVerwG sieht unionsrechtlichen Klärungsbedarf hinsichtlich des von § 26 Abs.
3 Satz 1 AsylG der Sache nach in Bezug genommenen Begriffs des Familienangehörigen im Sinne des Art.
2 Buchst. j RL 2011/95/EU. Der Klärungsbedarf betrifft

den maßgeblichen Zeitpunkt für die Beurteilung der Minderjährigkeit des Schutzberechtigten,
die Anforderungen an das Bestehen einer Familie während des im Zusammenhang mit dem Antrag
auf internationalen Schutz stehenden Aufenthalts des Schutzberechtigten und seines Elternteils in
dem Aufnahmemitgliedstaat
etwaige zeitliche Grenzen hinsichtlich der Eigenschaft als Familienangehöriger eines vormals
minderjährigen Schutzberechtigten.

https://www.famrz.de/aktuelles/entscheidungen.html
https://www.famrz.de/aktuelles/pressemitteilungen.html
https://www.famrz.de/redaktionsmeldungen/eugh-entscheidung-zum-familiennachzug-wird-offenbar-nicht-umgesetzt.html


Der Senat hat das Revisionsverfahren bis zu einer Entscheidung des EuGH über die nachstehend
aufgeführten Fragen ausgesetzt.

 

 

Vorlagefragen

1. Ist bei einem Asylantragsteller, der vor Eintritt der Volljährigkeit seines Kindes, mit dem im
Herkunftsstaat eine Familie bestanden hat und dem auf einen vor Eintritt der Volljährigkeit
gestellten Schutzantrag nach Eintritt der Volljährigkeit der subsidiäre Schutzstatus zuerkannt
worden ist (nachfolgend: Schutzberechtigter), in den Aufnahmemitgliedstaat des
Schutzberechtigten eingereist ist und dort ebenfalls einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat (nachfolgend: Asylantragsteller), bei einer nationalen Regelung, die für die Gewährung eines
vom Schutzberechtigten abgeleiteten Anspruchs auf Zuerkennung subsidiären Schutzes Bezug auf
Art. 2 Buchst. j RL 2011/95/EU nimmt, für die Frage, ob der Schutzberechtigte „minderjährig" im
Sinne des Art. 2 Buchst. j Spiegelstrich 3 RL 2011/95/EU ist, auf den Zeitpunkt der Entscheidung
über den Asylantrag des Asylantragstellers oder aber auf einen früheren Zeitpunkt abzustellen,
etwa den Zeitpunkt, in dem

a) dem Schutzberechtigten der subsidiäre Schutzstatus zuerkannt worden ist,

b) der Asylantragsteller seinen Asylantrag gestellt hat,

c) der Asylantragsteller in den Aufnahmemitgliedstaat eingereist ist oder

d) der Schutzberechtigte seinen Asylantrag gestellt hat?

 

2. Für den Fall,

a) dass der Zeitpunkt der Antragstellung maßgeblich ist: Ist insoweit auf das schriftlich, mündlich oder auf
andere Weise geäußerte Schutzersuchen, das der für den Asylantrag zuständigen nationalen Behörde
bekanntgeworden ist (Asylgesuch), oder auf den förmlich gestellten Antrag auf internationalen Schutz
abzustellen?

b) dass der Zeitpunkt der Einreise des Asylantragstellers oder der Zeitpunkt der Stellung des Asylantrages
durch diesen maßgeblich ist: Kommt es auch darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt über den Schutzantrag des
zu einem späteren Zeitpunkt als subsidiär schutzberechtigt anerkannten Schutzberechtigten noch nicht
entschieden war?

3.

a) Welche Anforderungen sind in der unter 1. beschriebenen Situation zu stellen, damit es sich bei dem
Asylantragsteller um einen „Familienangehörigen“ (Art. 2 Buchst. j RL 2011/95/EU) handelt, der sich „im
Zusammenhang mit dem Antrag auf internationalen Schutz in demselben Mitgliedstaat“ aufhält, in dem
sich die Person, der internationaler Schutz zuerkannt worden ist, und mit dem die Familie „bereits im
Herkunftsstaat“ bestanden hat? Setzt dies insbesondere voraus, dass das Familienleben zwischen dem
Schutzberechtigten und dem Asylantragsteller im Sinne des Art. 7 GRC im Aufnahmemitgliedstaat



wiederaufgenommen worden ist, oder genügt insoweit die bloße zeitgleiche Anwesenheit des
Schutzberechtigten und des Asylantragstellers im Aufnahmemitgliedstaat? Ist ein Elternteil auch dann
Familienangehöriger, wenn die Einreise nach den Umständen des Einzelfalles nicht darauf gerichtet war,
die Verantwortlichkeit im Sinne des Art. 2 Buchst. j Spiegelstrich 3 RL 2011/95/EU für eine Person
tatsächlich wahrzunehmen, der internationaler Schutz zuerkannt worden ist und die noch minderjährig und
nicht verheiratet ist?

b) Soweit Frage 3.a) dahin zu beantworten ist, dass das Familienleben zwischen dem Schutzberechtigten
und dem Asylantragsteller im Sinne des Art. 7 GRC im Aufnahmemitgliedstaat wiederaufgenommen
worden sein muss, kommt es darauf an, zu welchem Zeitpunkt die Wiederaufnahme erfolgt ist? Ist
insoweit insbesondere darauf abzustellen, ob das Familienleben innerhalb einer bestimmten Frist nach
Einreise des Asylantragstellers, im Zeitpunkt der Antragstellung des Asylantragstellers oder zu einem
Zeitpunkt wiederhergestellt worden ist, zu dem der Schutzberechtigte noch minderjährig war?

4. Endet die Eigenschaft eines Asylantragstellers als Familienangehöriger im Sinne des Art. 2 Buchst. j
Spiegelstrich 3 RL 2011/95/EU mit dem Eintritt der Volljährigkeit des Schutzberechtigten und einem
damit verbundenen Wegfall der Verantwortlichkeit für eine Person, die minderjährig und nicht verheiratet
ist? Sollte dies verneint werden: Besteht diese Eigenschaft als Familienangehöriger (und die damit
verbundenen Rechte) über diesen Zeitpunkt hinaus zeitlich unbegrenzt fort oder entfällt sie nach einer
bestimmten Frist (wenn ja: welcher?) oder bei Eintritt bestimmter Ereignisse (wenn ja: welcher?)?

Quelle: Pressemitteilung des BVerwG vom 15.8.2019
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